Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2089 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/3 — 55011 —5936/67 


Bonn, den 1. September 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Deutsche 
Bundesbank 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 313. Sitzung 
am 1. September 1967 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 745), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 582), wird wie folgt geändert: 

In § 20 Abs. 1 Nr. 1 werden ersetzt: 

1. in Buchstabe a das Wort „drei“ durch das Wort 
„sechs", 

2. in Buchstabe b das Wort „vierhundert" durch 
das Wort „sechshundert", 

3. in Buchstabe c das Wort „zweihundert" durch 
das Wort „vierhundert", 

4. in Buchstabe f das Wort „zwanzig" durch das 
Wort „vierzig" und das Wort „vierzig" durch 
das Wort „achtzig". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Die Deutsche Bundesbank darf nach § 20 Abs. 1 
Nr. 1 dem Bund und seinen Sondervermögen sowie 
den Ländern kurzfristige Kredite in Form von Buch- 
und Schatzwechselkrediten (Kassenkredite) gewäh- 
ren, jedoch nur innerhalb bestimmter Höchst- 
grenzen. Diese wurden bei der Verabschiedung des 
Bundesbankgesetzes im Jahre 1957 festgelegt auf 

a) drei Milliarden Deutsche Mark für den Bund, 

b) 400 Millionen Deutsche Mark für die Bundes- 
bahn, 

c) 200 Millionen Deutsche Mark für die Bundes- 
post, 

d) 200 Millionen Deutsche Mark für den Ausgleichs- 
fonds, 

e) 50 Millionen Deutsche Mark für das ERP-Son- 
dervermögen, 

f) 20 Deutsche Mark je Einwohner für die Länder 
bzw. 40 Deutsche Mark je Einwohner für die drei 
Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg. 

Nach Absicht des Gesetzgebers sollte mit diesen 
Plafonds den Haushalten für einen längeren Zeit- 
raum ein ausreichender Spielraum für Kassen- 
kredite gegeben werden. 

In den seither vergangenen 10 Jahren haben sich 
jedoch die Haushalte von Bund und Ländern etwa 
verdoppelt, und auch die Haushalte der Bundes- 
bahn und der Bundespost sind erheblich angewach- 
sen. Es erscheint daher angezeigt, nunmehr die 
Höchstgrenzen für Kassenkredite der Bundesbank 
zu erhöhen. 

Mit einer Verdoppelung der Plafonds für den Bund 
auf 6 Milliarden Deutsche Mark und für die Länder 
auf 40 Deutsche Mark je Einwohner bzw. für die 
Stadtstaaten auf 80 Deutsche Mark je Einwohner 
sowie mit einer angemessenen Erhöhung der Pla- 
fonds um je 200 Millionen Deutsche Mark für die 
Bundesbahn auf künftig 600 Millionen Deutsche 
Mark und für die Bundespost auf künftig 400 Mil- 
lionen Deutsche Mark wird für das zu erwartende 
weitere Anwachsen dieser Haushalte und damit in 
Zusammenhang stehender zeitweiliger Kassen- 
defizite erneut ein auf längere Sicht ausreichender 
Spielraum gewonnen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Der Gesetzentwurf sieht eine Änderung des Ge- 
setzes über die Deutsche Bundesbank vom 
26. Juli 1957 vor, das nach Ansicht des Bundes- 
rates — siehe BR-Drucks. 321/57 (Beschluß) -- 
seiner Zustimmung bedurfte. Das Änderungsge- 
setz muß daher ebenfalls als zustimmungsbedürf- 
tig angesehen werden. 


2. Artikel 1 ist wie folgt zu ergänzen: 

„In § 20 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f werden hinter 
den Worten ,nach der letzten amtlichen Volks- 
zählung' die Worte eingefügt: ,und der Bevölke- 
rungsfortschreibung gemäß § 6 des Gesetzes über 
die Statistik der Bevölkerungsbewegung und der 
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes vom 
4. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 694)'." 

Begründung 

Amtliche Volkszählungen werden, wie die Er- 
fahrung zeigt, nur alle 8 bis 10 Jahre durchge- 
führt. Die letzte Volkszählung wurde 1961 vor- 
genommen. Die nächste findet voraussichtlich 
erst im Jahre 1970 statt. Die bisherige Regelung 
über die Höhe des Kassenkreditplafonds trägt 
demgemäß der Zunahme der Bevölkerung nicht 
Rechnung. Es sollte deshalb von der fortgeschrie- 
benen Bevölkerungszahl ausgegangen werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu 1. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung war das Ge- 
setz über die Deutsche Bundesbank nicht zustim- 
mungsbedürftig. Es ist demgemäß auch mit der für 
einfache Gesetze üblichen Einleitungsformel verkün- 
det worden. Schon deshalb ist hier die Zustimmung 
des Bundesrates nicht erforderlich. j 

Aber auch dann, wenn man der Auffassung des 1 
Bundesrates über die Zustimmungsbedürftigkeit des 
Bundesbankgesetzes folgte, wäre die Zustimmung 
des Bundesrates für das vorliegende Gesetz nicht er- 
forderlich. Die Bundesregierung vertritt in ständiger 
Praxis die Auffassung, daß die Änderung eines Zu- 
stimmungsgesetzes nur dann der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, wenn durch das Änderungs- 
gesetz Vorschriften geändert werden, die die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes 
begründet haben. Das wäre hier nicht der Fall. 


Zu 2. 

Der vorliegende Gesetzentwurf verdoppelt die Kas- 
senkrcditplafonds. Die Bundesregierung teilt nicht | 
die Auffassung des Bundesrates, daß darüber hinaus I 
auch noch der künftigen Zunahme der Bevölkerung i 
kontinuierlich Rechnung getragen werden müßte, i 


Im Grundsatz vorzuziehen sind feste Plafonds, wie 
sie für den Bund und seine Sondervermögen gel- 
ten, denn das Ausmaß der zulässigen Gewährung 
von Notenbankkredit an öffentliche Verwaltungen 
sollte auch für Außenstehende jederzeit überschau- 
bar bleiben. Von diesem Grundsatz wurde bei Er- 
laß des Bundesbankgesetzes im Jahr 1957 hinsicht- 
lich der Plafonds der Länder nur deshalb abgewi- 
chen und auf die Kopfzahl der Bevölkerung abge- 
stellt, um einen einheitlichen Maßstab für alle Län- 
der zu gewinnen, nicht dagegen zum Zwecke einer 
Anpassung der Kassenkreditplafonds an die Be- 
völkerungsentwicklung (vgl. Begründung zu § 16 
des Entwurfs eines Gesetzes über die Deutsche Bun- 
desbank, Bundestagsdrucksache 2781 vom 18. Okto- 
ber 1956). 

Falls der Gesetzgeber dennoch dem Anliegen des 
Bundesrates Rechnung tragen möchte, sollte Art. 1 
Nr. 4 wie folgt gefaßt werden: 

,4. in Buchstabe f das Wort „zwanzig" durch das 
Wort „vierzig", die Worte „nach der letzten 
amtlichen Volkszählung" durch die Worte „nach 
den letzten amtlich fortgeschriebenen Bevölke- 
rungszahlen" und das Wort „vierzig" durch das 
Wort „achtzig".' 

Diese der Sprache des ganzen Bundesbankgesetzes 
besser angepaßte Formulierung erfüllt den gleichen 
Zweck wie die vom Bundesrat vorgeschlagene län- 
gere Fassung. 
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